
    

2 Änderung der Verordnung des WBF und des UVEK zur Pflanzengesundheitsverordnung 

(PGesV-WBF-UVEK), SR 916.201  

2.1 Ausgangslage 

 

Seit dem 1. Januar 2020 gilt in der Schweiz ein neues Pflanzengesundheitsrecht. Die neuen Bestim-

mungen wurden vom Bundesrat am 31. Oktober 2018 mit der neuen Pflanzengesundheitsverordnung 

PGesV (SR 916.20) erlassen. Die PGesV wurde von den Departementen WBF und UVEK durch eine 

interdepartementale Verordnung ergänzt, die am 14. November 2019 von deren Vorstehern verab-

schiedet wurde. Die Verordnung des WBF und UVEK zur Pflanzengesundheitsverordnung (PGesV-

WBF-UVEK, SR 916.201) enthält weiterführende technische Bestimmungen sowie die Organismen- 

und Warenlisten. 

 

2.2 Wichtigste Änderungen im Überblick 

Das Verbot der Einfuhr, der Produktion und des Inverkehrbringens von Cotoneaster Ehrh. sowie Pho-
tinia davidiana Cardot und Photinia nussia Cardot ist nicht mehr verhältnismässig und soll aufgehoben 
werden. 

 

Den zuständigen kantonalen Diensten soll die Kompetenz übertragen werden, in Absprache mit dem 

BLW Gebiete festzulegen, in denen die Häufigkeit des Auftretens des Erregers der Schwarzholzkrank-

heit bei Reben mit wirksamen Überwachungs- und Bekämpfungsmassnahmen möglichst gering ge-

halten wird. Dies soll die Überwachung und Bekämpfung des Erregers der Goldgelben Vergilbung der 

Rebe (Grapevine flavescence dorée phytoplasma), der die gleichen Symptome wie die Schwarzholz-

krankheit hervorruft, durch die zuständigen kantonalen Dienste erleichtern. 

 

2.3 Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln 

Artikel 6 

Das Verbot der Einfuhr, der Produktion und des Inverkehrbringens von bestimmten Wirtspflanzen des 
Feuerbrands (Erwinia amylovora) ist aus den folgenden Gründen nicht mehr fachlich begründbar und 
verhältnismässig, und soll somit aufgehoben werden: 

• Seit 2002 sind wegen dem Feuerbrand die Einfuhr, die Produktion und das Inverkehrbringen 
der Wirtspflanzen der Arten der Gattungen Cotoneaster Ehrh. sowie Photinia davidiana 
Cardot und Photinia nussia Cardot in der gesamten Schweiz verboten. Dieses Verbot hatte 
bei seiner Einführung vor 20 Jahren insbesondere zum Ziel, die Einschleppung, Etablierung 
und Verbreitung von Feuerbrand in der Schweiz zu verhindern. Der Feuerbrand konnte sich 
trotz Gegenmassnahmen über Jahre in der Schweiz etablieren und verbreiten. Aufgrund die-
ser Tatsache wurde der Feuerbrand in der Schweiz im neuen Pflanzengesundheitsrecht (In-
krafttreten am 1. Januar 2020) nur noch im Kanton Wallis als (Schutzgebiet-)Quarantäneorga-
nismus geregelt. In der restlichen Schweiz gilt das Bakterium aufgrund seiner Verbreitung seit 
2020 als geregelter Nicht-Quarantäneorganismus, für den nur noch in von einigen Kantonen 
ausgeschiedenen "Gebieten mit geringer Prävalenz" eine Überwachungs-, Melde- und Be-
kämpfungspflicht gilt. Am 15. April 2022 wurde vom WBF und vom UVEK das letzte Feuer-
brand-Schutzgebiet im Kanton Wallis aufgehoben, da auch dort die Tilgung des Bakteriums 
nicht mehr als wahrscheinlich erachtet wurde. Seitdem ist E. amylovora in der Schweiz nicht 
mehr als Quarantäneorganismus geregelt.  

• Ein Verbot ist eine relativ einschneidende Massnahme, die als Mittel zur Verhinderung der 
Einschleppung und Verbreitung von Quarantäneorganismen beschränkt werden sollte.  

• Als Vertragspartei des Internationalen Pflanzenschutzübereinkommens (IPPC, SR 0.916.20) 
darf die Schweiz nur pflanzengesundheitliche Massnahmen festlegen und ergreifen, die fach-
lich gerechtfertigt sind und den internationalen Handel nicht unnötig beschränken. Die phyto-
sanitären Massnahmen müssen gemäss dieser Konvention auf das zum Schutz der Pflanzen-
gesundheit notwendige Mass begrenzt werden. Ein Einfuhrverbot für Pflanzen zur Verhinde-
rung der Einschleppung und Verbreitung eines bereits im Land etablierten und weit verbreite-
ten Nicht-Quarantäneorganismus kann nicht mehr fachlich begründet werden und stellt somit 
aus Sicht des IPPC eine nicht gerechtfertigte Handelseinschränkung dar, die aufgehoben wer-
den muss. 
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• Eine geografische Einschränkung des Verbots der Produktion und des Inverkehrbringens der 
Wirtspflanzen im Inland auf die von einigen Kantonen ausgeschiedenen "Gebiete mit geringer 
Prävalenz" wird als nicht kontrollierbar und umsetzbar (und somit als unverhältnismässig) er-
achtet. 

 
Aufgrund der vorgeschlagenen Aufhebung des Einfuhrverbots sollen neue Voraussetzungen für die 
Einfuhr von Cotoneaster Ehrh. aus Drittländern eingeführt werden. Die Anhänge 5 und 7 sollen ent-
sprechend angepasst werden. Die neuen Bestimmungen entsprechend dem geltenden Pflanzenge-
sundheitsrecht der EU (Durchführungsverordnung (EU) 2019/2072 der Kommission vom 28.11.2019, 
Änderung vom 11.04.20221). 

 
Unabhängig von dieser Verordnungsänderung und dem Feuerbrand erarbeitet der Bundesrat aktuell 
in Umsetzung der Motion 19.4615 «Den Verkauf invasiver Neophyten verbieten» eine Rechtsgrund-
lage für das Inverkehrbringungsverbot (inkl. Einfuhr- und Verkaufsverbot) von invasiven Pflanzen. Ein 
allfälliges Inverkehrsbringungsverbot für invasive Pflanzen könnte Cotoneaster horizontalis betreffen. 
Bei dieser Cotoneaster-Art handelt es sich um eine invasive Art. Andere Cotoneaster-Arten sind in der 
Schweiz nicht invasiv. 

 

Artikel 6a 

Der Verursacher der Goldgelben Vergilbung der Rebe (Synonym: Flavescence dorée, wissenschaftli-

cher Name: Grapevine flavescence dorée phytoplasma) ist ein eingeschleppter, besonders gefährli-

cher Krankheitserreger. Er ist als Quarantäneorganismus geregelt und somit melde- und bekämp-

fungspflichtig. Die Krankheit tritt bereits in einigen Regionen der Schweiz (insb. in den Kantonen Tes-

sin, Waadt und Wallis) auf und wird amtlich bekämpft. Das Phytoplasma erzeugt bei Reben Symp-

tome, die von Auge nicht von denjenigen Symptomen unterscheidbar sind, die durch den Erreger der 

Schwarzholzkrankheit (Synonym: Bois noir; wissenschaftlicher Name: Candidatus Phytoplasma solani 

Quaglino et al.) hervorgerufen werden. Eine Unterscheidung ist nur mit einer Labordiagnose von 

Pflanzenproben möglich. Im Gegensatz zur Flavescence dorée ist der Erreger der Schwarzholzkrank-

heit nicht als Quarantäneorganismus geregelt sondern lediglich als geregelter Nicht-Quarantäneorga-

nismus und somit aktuell nicht bekämpfungspflichtig. Die fehlende Bekämpfungspflicht erschwert die 

Überwachung und Bekämpfung der Flavescence dorée durch die zuständigen kantonalen Dienste. 

 

Besteht die Gefahr, dass ein geregelter Nicht-Quarantäneorganismus die Landwirtschaft oder den 

produzierenden Gartenbau erheblich schädigt, kann der Bund die Kantone ermächtigen, geeignete 

Massnahmen zu ergreifen oder anzuordnen. Mehrere Kantone haben das BLW im September 2021 

ersucht, analog zum Feuerbrand (Erwinia amylovora, vgl. Art. 6 und Richtlinie Nr. 3 des BLW), einen 

Vorschlag für eine entsprechende Rechtsgrundlage zu erarbeiten, damit die Kantone auch gegen die 

Schwarzholzkrankheit in Bezug auf den Rebbau geeignete amtliche Massnahmen in bestimmten Ge-

bieten ergreifen oder anordnen können, um die Flavescence dorée besser überwachen und bekämp-

fen zu können. 

 

Den zuständigen kantonalen Diensten soll analog zu den Bestimmungen bezüglich des Feuerbrands 

die Kompetenz übertragen werden, in Absprache mit dem BLW Gebiete mittels einer Allgemeinverfü-

gung festzulegen, in denen die Häufigkeit des Auftretens (Prävalenz) des Erregers der Schwarzholz-

krankheit mit wirksamen Bekämpfungsmassnahmen möglichst gering gehalten wird (Absatz 1). Diese 

Gebiete mit geringer Prävalenz sollen möglichst regional ausgeschieden werden (d. h. ganze Gemein-

den, Regionen oder das ganze Kantonsgebiet umfassen). Das BLW wird nach Anhörung der Kantone 

eine Richtlinie erlassen, die präzisieren wird, welche Kriterien die Kantone beim Ausscheiden dieser 

Gebiete beachten müssen und wie sie diesbezüglich vorgehen müssen. 

 

 

1 Durchführungsverordnung (EU) 2019/2072 der Kommission vom 28. November 2019 zur Festlegung einheitlicher Bedingun-
gen für die Durchführung der Verordnung (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf Mas-
snahmen zum Schutz vor Pflanzenschädlingen und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 690/2008 der Kommission 
sowie zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2018/2019 der Kommission, Fassung gemäss ABl. L 319 vom 10. 
Dezember 2019, S. 1; zuletzt geändert durch Durchführungsverordnung (EU) 2022/959der Kommission vom 16.06.2022, 
ABl. L 458 vom 22.12.2021. 
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In diesen festgelegten Gebieten soll neu in Bezug auf die Schwarzholzkrankheit eine allgemeine Be-

kämpfungspflicht für Personen gelten, die dort Rebpflanzen besitzen (Absatz 2). Ein Verdacht auf 

Schwarzholzkrankheit-Befall muss also so schnell wie möglich dem zuständigen kantonalen Dienst 

gemeldet werden (vgl. Art. 8 PGesV). Wird dem zuständigen kantonalen Dienst ein solcher Verdacht 

gemeldet, so muss dieser eine Pflanzenprobe für eine Labordiagnose nehmen, um abzuklären, ob die 

Symptome durch den Quarantäneorganismus Flavescence dorée verursacht werden (vgl. Art. 10 

PGesV). Die Pflanzenproben werden jeweils routinemässig auch auf die Schwarzholzkrankheit unter-

sucht. Wird das Auftreten der Schwarzholzkrankheit in einem ausgeschiedenen Gebiet mittels einer 

Labordiagnose nachgewiesen, soll die Besitzerin bzw. der Besitzer neu die Pflicht haben, die Pflanze 

so rasch wie möglich zu entfernen und sachgerecht zu vernichten. Bei den Bekämpfungsmassnah-

men innerhalb dieser Gebiete ist nicht die Tilgung der Schwarzholzkrankheit das primäre Ziel (da der 

Schadorganismus nicht als Quarantäneorganismus geregelt ist), sondern die Tilgung der Flavescence 

dorée zu erleichtern. 

 

Der zuständige kantonale Dienst hat die rasche Entfernung und sachgerechte Vernichtung befallener 

Pflanzen durch die Besitzerinnen bzw. Besitzer (Absatz 3) zu kontrolliere. Wie die Kontrolle durchge-

führt werden soll, wird das BLW in einer Richtlinie noch präzisieren. Falls nötig, kann der kantonale 

Dienst diese Massnahme im konkreten Fall der betreffenden Besitzerin oder dem betreffenden Besit-

zer der befallenen Pflanze mit einer Verfügung anordnen. 

 

Für den Vollzug des Pflanzengesundheitsrechts ist der Eidgenössische Pflanzenschutzdienst (EPSD) 

zuständig, wenn es sich um eine Parzelle handelt, die im Rahmen des Pflanzenpass-Systems beim 

EPSD registriert ist. Deshalb soll in solchen Fällen der EPSD für die Kontrolle der Durchführung der 

Bekämpfungsmassnahmen gegen die Schwarzholzkrankheit zuständig sein, nicht der Kanton (Absatz 

4). 

 

Eine finanzielle Beteiligung des Bundes an den Kosten der Kantone (inkl. allfällige Abfindungen an ge-

schädigte Eigentümer/innen) ist nicht vorgesehen. 

 

Anhänge 5, 6, 7 und 8  

 

Der Schweizer Zolltarif wird auf den 1.1.2024 aufgrund der Aufhebung der Industriezölle angepasst2. 

Diese Revision hat zur Folge, dass bestimmte Tarifnummern in den Anhängen 5, 6, 7 und 8 der 

PGesV-WBF-UVEK angepasst werden müssen. 

2.4 Auswirkungen 

2.4.1 Bund 

Die vorgeschlagenen Änderungen haben voraussichtlich keinen personellen oder finanziellen Mehrbe-

darf zur Folge.  

2.4.2 Kantone 

Die vorgeschlagenen Änderungen haben voraussichtlich keine nennenswerten finanziellen und perso-

nellen Auswirkungen für die Kantone. Da die zuständigen kantonalen Dienste im Rebbau bereits 

Überwachungs- und Bekämpfungsmassnahmen gegen die Flavescence dorée ergreifen, sollte die 

Ausscheidung von «Gebieten mit geringer Prävalenz» bezüglich der Schwarzholzkrankheit gestützt 

auf den neu vorgeschlagenen Artikel 6a nicht zu einem signifikant höheren personellen und finanziel-

len Aufwand bei den Kantonen führen. Die neuen amtlichen Massnahmen gegen die Schwarzholz-

krankheit sollen die Bekämpfung der Flavescence dorée erleichtern – somit sollten auch Ressourcen 

eingespart werden können. Des Weiteren ist die Ausscheidung von Gebieten mit geringer Prävalenz 

für die Kantone freiwillig. 

 

2  Verordnung über die Änderung des Zolltarifs in den Anhängen 1 und 2 zum Zolltarifgesetz und über die Anpassung von 
Erlassen im Zusammenhang mit dieser Änderung vom 15. Februar 2023; SR 632.10 
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2.4.3 Volkswirtschaft 

Da der Feuerbrand in der Schweiz bereits verbreitet vorkommt und die Kantone weiterhin regional be-

grenzte Bekämpfungsmassnahmen gegen diesen Krankheitserreger anordnen können (von Feuer-

brand befallene Pflanzenteile müssen in «Gebieten mit geringer Prävalenz» entfernt werden), kann 

davon ausgegangen werden, dass die Aufhebung der Verbote nach Artikel 6 nicht zu vermehrten 

Schäden im Kernobstbau durch Feuerbrandbefall führen wird. Die vorgeschlagene Änderung in Artikel 

6 hat somit voraussichtlich keine nennenswerten Auswirkungen auf die Volkswirtschaft. 

Der vorgeschlagene neue Artikels 6a hat insgesamt einen positiven Einfluss auf die Rebenproduktion 

in der Schweiz, da dank den zusätzlichen Bekämpfungsmassnahmen die durch die Flavescence 

dorée und die Schwarzholzkrankheit verursachten Schäden bei Reben verringert werden können.  

2.4.4 Umwelt 

Die vorgeschlagenen Änderungen haben keine nennenswerten Auswirkungen auf die Umwelt.  

2.5 Verhältnis zum internationalen Recht 

Die vorgesehene Änderung der PGesV-WBF-UVEK berücksichtigt die Vorgaben des SPS-

Abkommens der WTO (Sanitary and Phytosanitary Agreement). Die Bestimmungen sind mit den völ-

kerrechtlichen Verpflichtungen der Schweiz vereinbar und entsprechen jenen des Internationalen 

Pflanzenschutzübereinkommens3 (IPPC). Diese Änderung ist zudem wichtig für die Aktualisierung des 

Anhangs 4 des Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

und der Europäischen Gemeinschaft über den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen (SR 

0.916.026.81), um die gegenseitige Anerkennung der Gleichwertigkeit der phytosanitären Bestimmun-

gen zwischen der Schweiz und der EU aufrechtzuerhalten. 

 

2.6 Inkrafttreten 

Die Änderungen treten am 1. Januar 2024 in Kraft. 

 

2.7 Rechtliche Grundlagen 

Die Rechtsgrundlage für diese Änderungen bilden die folgenden Delegationsnormen der PGesV: Arti-

kel 29 Absatz 5, 29b Absatz 2 sowie 33 Absätze 1 und 2. 

 

 

 

3 SR 0.916.20 


